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Der Deutsche Bundestag hat in seiner 155. Sitzung am 11. April 2008 aufgrund der  
Beschlussempfehlung und des Berichts des Rechtsausschusses – Drucksache 
16/8783 – den von der Bundesregierung eingebrachten 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Durchsetzung von Rechten  
des geistigen Eigentums 
– Drucksache 16/5048 – 

 

in beigefügter Fassung angenommen. 
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Erster Durchgang: Drs. 64/07 





Gesetz zur Verbesserung der Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums1

1
Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur
Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums (ABl. EU Nr. L 195 S. 16).

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung der Kostenordnung

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 128b wird folgender § 128c eingefügt:

„§ 128c
Anordnungen über die Verwendung von

Verkehrsdaten

(1) Eine Gebühr von 200 Euro wird erhoben für
die Entscheidung über den Antrag auf Erlass einer
Anordnung nach

1. § 140b Abs. 9 des Patentgesetzes,

2. § 24b Abs. 9 des Gebrauchsmustergesetzes, auch
in Verbindung mit § 9 Abs. 2 des
Halbleiterschutzgesetzes,

3. § 19 Abs. 9 des Markengesetzes,

4. § 101 Abs. 9 des Urheberrechtsgesetzes,

5. § 46 Abs. 9 des Geschmacksmustergesetzes,

6. § 37b Abs. 9 des Sortenschutzgesetzes.

(2) Wird der Antrag zurückgenommen, bevor über
ihn eine Entscheidung ergangen ist, wird eine Gebühr
von 50 Euro erhoben.

(3) § 130 Abs. 5 gilt entsprechend.“

2. § 131a wird wie folgt gefasst:

„§ 131a
Bestimmte Beschwerden

(1) In Verfahren über Beschwerden nach § 621e
der Zivilprozessordnung in

1. Versorgungsausgleichssachen,

2. Familiensachen nach § 621 Abs. 1 Nr. 7 der
Zivilprozessordnung,

3. Lebenspartnerschaftssachen nach § 661 Abs. 1
Nr. 4a und 5 in Verbindung mit § 661 Abs. 2 der

Zivilprozessordnung

werden die gleichen Gebühren wie im ersten
Rechtszug erhoben.

(2) In Verfahren über Beschwerden in den in
§ 128c Abs. 1 genannten Verfahren wird die gleiche
Gebühr wie im ersten Rechtszug erhoben, wenn die
Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird.
§ 128c Abs. 2 gilt entsprechend. Im Übrigen ist das
Beschwerdeverfahren gebührenfrei. Auslagen, die
durch eine für begründet befundene Beschwerde
entstanden sind, werden nicht erhoben.“

Artikel 2

Änderung des Patentgesetzes

Das Patentgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 16. Dezember 1980 (BGBl. 1981 I S. 1), zuletzt
geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt
geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe „Neunter
Abschnitt Rechtsverletzungen §§ 139 bis 142a“
durch die Angabe „Neunter Abschnitt
Rechtsverletzungen §§ 139 bis 142b“ ersetzt.

2. In § 16a Abs. 2 wird die Angabe „§§ 139 bis 141 und
§ 142a“ durch die Angabe „§§ 139 bis 141a, 142a
und 142b“ ersetzt.

3. § 139 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„(1) Wer entgegen den §§ 9 bis 13 eine patentierte
Erfindung benutzt, kann von dem Verletzten bei
Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in Anspruch
genommen werden. Der Anspruch besteht auch dann,
wenn eine Zuwiderhandlung erstmalig droht.

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig
vornimmt, ist dem Verletzten zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens verpflichtet. Bei der
Bemessung des Schadensersatzes kann auch der
Gewinn, den der Verletzer durch die Verletzung des
Rechts erzielt hat, berücksichtigt werden. Der
Schadensersatzanspruch kann auch auf der Grundlage
des Betrages berechnet werden, den der Verletzer als
angemessene Vergütung hätte entrichten müssen,
wenn er die Erlaubnis zur Benutzung der Erfindung
eingeholt hätte.“
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4. Die §§ 140a und 140b werden durch die folgenden
§§ 140a bis 140e ersetzt:

„§ 140a

(1) Wer entgegen den §§ 9 bis 13 eine patentierte
Erfindung benutzt, kann von dem Verletzten auf
Vernichtung der im Besitz oder Eigentum des
Verletzers befindlichen Erzeugnisse, die Gegenstand
des Patents sind, in Anspruch genommen werden.
Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn es sich um
Erzeugnisse handelt, die durch ein Verfahren, das
Gegenstand des Patents ist, unmittelbar hergestellt
worden sind.

(2) Absatz 1 ist entsprechend auf die im Eigentum
des Verletzers stehenden Materialien und Geräte
anzuwenden, die vorwiegend zur Herstellung dieser
Erzeugnisse gedient haben.

(3) Wer entgegen den §§ 9 bis 13 eine patentierte
Erfindung benutzt, kann von dem Verletzten auf
Rückruf der Erzeugnisse, die Gegenstand des Patents
sind, oder auf deren endgültiges Entfernen aus den
Vertriebswegen in Anspruch genommen werden.
Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn es sich um
Erzeugnisse handelt, die durch ein Verfahren, das
Gegenstand des Patents ist, unmittelbar hergestellt
worden sind.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit sind auch die berechtigten
Interessen Dritter zu berücksichtigen.

§ 140b

(1) Wer entgegen den §§ 9 bis 13 eine patentierte
Erfindung benutzt, kann von dem Verletzten auf
unverzügliche Auskunft über die Herkunft und den
Vertriebsweg der benutzten Erzeugnisse in Anspruch
genommen werden.

(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
oder in Fällen, in denen der Verletzte gegen den
Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch
unbeschadet von Absatz 1 auch gegen eine Person,
die in gewerblichem Ausmaß

1. rechtsverletzende Erzeugnisse in ihrem Besitz
hatte,

2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch
nahm,

3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte
Dienstleistungen erbrachte oder

4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder
Nummer 3 genannten Person an der Herstellung,
Erzeugung oder am Vertrieb solcher Erzeugnisse

oder an der Erbringung solcher Dienstleistungen
beteiligt war,

es sei denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385
der Zivilprozessordnung im Prozess gegen den
Verletzer zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Im
Fall der gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs nach Satz 1 kann das Gericht den gegen
den Verletzer anhängigen Rechtsstreit auf Antrag bis
zur Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs
geführten Rechtsstreits aussetzen. Der zur Auskunft
Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz
der für die Auskunftserteilung erforderlichen
Aufwendungen verlangen.

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu
machen über

1. Namen und Anschrift der Hersteller, Lieferanten
und anderer Vorbesitzer der Erzeugnisse oder der
Nutzer der Dienstleistungen sowie der
gewerblichen Abnehmer und Verkaufsstellen, für
die sie bestimmt waren, und

2. die Menge der hergestellten, ausgelieferten,
erhaltenen oder bestellten Erzeugnisse sowie über
die Preise, die für die betreffenden Erzeugnisse
oder Dienstleistungen bezahlt wurden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die
Auskunft vorsätzlich oder grob fahrlässig falsch oder
unvollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu
nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet gewesen zu
sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wusste,
dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war.

(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
kann die Verpflichtung zur Erteilung der Auskunft im
Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden.

(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem
Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor
der Erteilung der Auskunft begangenen Tat gegen
den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 Abs. 1
der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen
nur mit Zustimmung des Verpflichteten verwertet
werden.

(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von
Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 des Telekommunikations-
gesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung eine
vorherige richterliche Anordnung über die
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Zulässigkeit der Verwendung der Verkehrsdaten
erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen
ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist das
Landgericht, in dessen Bezirk der zur Auskunft
Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine
Niederlassung hat, ohne Rücksicht auf den Streitwert
ausschließlich zuständig. Die Entscheidung trifft die
Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 28
Abs. 2 und 3 entsprechend. Die Kosten der
richterlichen Anordnung trägt der Verletzte. Gegen
die Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige
Beschwerde zum Oberlandesgericht statthaft. Sie
kann nur darauf gestützt werden, dass die
Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts beruht.
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist unan-
fechtbar. Die Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten bleiben im Übrigen
unberührt.

(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9
wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 140c

(1) Wer mit hinreichender Wahrscheinlichkeit
entgegen den §§ 9 bis 13 eine patentierte Erfindung
benutzt, kann von dem Rechtsinhaber oder einem
anderen Berechtigten auf Vorlage einer Urkunde oder
Besichtigung einer Sache, die sich in seiner
Verfügungsgewalt befindet, oder eines Verfahrens,
das Gegenstand des Patents ist, in Anspruch
genommen werden, wenn dies zur Begründung von
dessen Ansprüchen erforderlich ist. Besteht die
hinreichende Wahrscheinlichkeit einer in gewerb-
lichem Ausmaß begangenen Rechtsverletzung,
erstreckt sich der Anspruch auch auf die Vorlage von
Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen. Soweit der
vermeintliche Verletzer geltend macht, dass es sich
um vertrauliche Informationen handelt, trifft das
Gericht die erforderlichen Maßnahmen, um den im
Einzelfall gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde
oder zur Duldung der Besichtigung einer Sache kann
im Wege der einstweiligen Verfügung nach den
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet
werden. Das Gericht trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher
Informationen zu gewährleisten. Dies gilt
insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners

erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 140b Abs. 8 gelten entsprechend.

(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte,
kann der vermeintliche Verletzer von demjenigen,
der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1
begehrt hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren
entstandenen Schadens verlangen.

§ 140d

(1) Der Verletzte kann den Verletzer bei einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsverletzung
in den Fällen des § 139 Abs. 2 auch auf Vorlage von
Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder einen
geeigneten Zugang zu den entsprechenden
Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der
Verfügungsgewalt des Verletzers befinden und die
für die Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs
erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die
Erfüllung des Schadensersatzanspruchs fraglich ist.
Soweit der Verletzer geltend macht, dass es sich um
vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht
die erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1
bezeichneten Urkunden kann im Wege der
einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der
Zivilprozessordnung angeordnet werden, wenn der
Schadensersatzanspruch offensichtlich besteht. Das
Gericht trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den
Schutz vertraulicher Informationen zu gewährleisten.
Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die
einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des
Gegners erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 140b Abs. 8 gelten entsprechend.

§ 140e

Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben
worden, so kann der obsiegenden Partei im Urteil die
Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu
machen, wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegt.
Art und Umfang der Bekanntmachung werden im
Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der
Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht wird. Der
Ausspruch nach Satz 1 ist nicht vorläufig
vollstreckbar.“

5. Nach § 141 wird folgender § 141a eingefügt:
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„§ 141a

Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften
bleiben unberührt.“

6. § 142a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Ein Erzeugnis, das ein nach diesem Gesetz
geschütztes Patent verletzt, unterliegt auf Antrag
und gegen Sicherheitsleistung des Rechtsinhabers
bei seiner Einfuhr oder Ausfuhr der
Beschlagnahme durch die Zollbehörde, soweit die
Rechtsverletzung offensichtlich ist und soweit
nicht die Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 des
Rates vom 22. Juli 2003 über das Vorgehen der
Zollbehörden gegen Waren, die im Verdacht
stehen, bestimmte Rechte geistigen Eigentums zu
verletzen, und die Maßnahmen gegenüber Waren,
die erkanntermaßen derartige Rechte verletzen
(ABl. EU Nr. L 196 S. 7), in ihrer jeweils
geltenden Fassung anzuwenden ist. Dies gilt für
den Verkehr mit anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union sowie mit den anderen
Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum nur, soweit
Kontrollen durch die Zollbehörden stattfinden.“

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „zwei
Jahre“ durch die Wörter „ein Jahr“ ersetzt.

7. Nach § 142a wird folgender § 142b eingefügt:

„§ 142b

(1) Setzt die zuständige Zollbehörde nach Artikel 9
der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 die Überlassung
der Waren aus oder hält diese zurück, unterrichtet sie
davon unverzüglich den Rechtsinhaber sowie den
Anmelder oder den Besitzer oder den Eigentümer der
Waren.

(2) Im Fall des Absatzes 1 kann der Rechtsinhaber
beantragen, die Waren in dem nachstehend
beschriebenen vereinfachten Verfahren im Sinn des
Artikels 11 der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
vernichten zu lassen.

(3) Der Antrag muss bei der Zollbehörde innerhalb
von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
schriftlich gestellt werden. Er muss die Mitteilung
enthalten, dass die Waren, die Gegenstand des
Verfahrens sind, ein nach diesem Gesetz geschütztes
Recht verletzen. Die schriftliche Zustimmung des
Anmelders, des Besitzers oder des Eigentümers der
Waren zu ihrer Vernichtung ist beizufügen.
Abweichend von Satz 3 kann der Anmelder, der
Besitzer oder der Eigentümer die schriftliche

Erklärung, ob er einer Vernichtung zustimmt oder
nicht, unmittelbar gegenüber der Zollbehörde
abgeben. Die in Satz 1 genannte Frist kann vor
Ablauf auf Antrag des Rechtsinhabers um zehn
Arbeitstage verlängert werden.

(4) Die Zustimmung zur Vernichtung gilt als
erteilt, wenn der Anmelder, der Besitzer oder der
Eigentümer der Waren einer Vernichtung nicht
innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
widerspricht. Auf diesen Umstand ist in der
Unterrichtung nach Absatz 1 hinzuweisen.

(5) Die Vernichtung der Waren erfolgt auf Kosten
und Verantwortung des Rechtsinhabers.

(6) Die Zollstelle kann die organisatorische
Abwicklung der Vernichtung übernehmen. Absatz 5
bleibt unberührt.

(7) Die Aufbewahrungsfrist nach Artikel 11 Abs. 1
zweiter Spiegelstrich der Verordnung (EG) Nr. 1383/
2003 beträgt ein Jahr.

(8) Im Übrigen gilt § 142a entsprechend, soweit
nicht die Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
Bestimmungen enthält, die dem entgegenstehen.“

Artikel 3

Änderung des Gebrauchsmustergesetzes

Das Gebrauchsmustergesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. August 1986 (BGBl. I S.
1455), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird
wie folgt geändert:

1. Die §§ 24 bis 24b werden durch die folgenden §§ 24
bis 24e ersetzt:

„§ 24

(1) Wer entgegen den §§ 11 bis 14 ein
Gebrauchsmuster benutzt, kann von dem Verletzten
bei Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in
Anspruch genommen werden. Der Anspruch besteht
auch dann, wenn eine Zuwiderhandlung erstmalig
droht.

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig
vornimmt, ist dem Verletzten zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens verpflichtet. Bei der
Bemessung des Schadensersatzes kann auch der
Gewinn, den der Verletzer durch die Verletzung des
Rechts erzielt hat, berücksichtigt werden. Der
Schadensersatzanspruch kann auch auf der Grundlage
des Betrages berechnet werden, den der Verletzer als
angemessene Vergütung hätte entrichten müssen,
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wenn er die Erlaubnis zur Nutzung der Erfindung
eingeholt hätte.

§ 24a

(1) Wer entgegen den §§ 11 bis 14 ein
Gebrauchsmuster benutzt, kann von dem Verletzten
auf Vernichtung der im Besitz oder Eigentum des
Verletzers befindlichen Erzeugnisse, die Gegenstand
des Gebrauchsmusters sind, in Anspruch genommen
werden. Satz 1 ist entsprechend auf die im Eigentum
des Verletzers stehenden Materialien und Geräte
anzuwenden, die vorwiegend zur Herstellung dieser
Erzeugnisse gedient haben.

(2) Wer entgegen den §§ 11 bis 14 ein
Gebrauchsmuster benutzt, kann von dem Verletzten
auf Rückruf der Erzeugnisse, die Gegenstand des
Gebrauchsmusters sind, oder auf deren endgültiges
Entfernen aus den Vertriebswegen in Anspruch
genommen werden.

(3) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit sind auch die berechtigten
Interessen Dritter zu berücksichtigen.

§ 24b

(1) Wer entgegen den §§ 11 bis 14 ein
Gebrauchsmuster benutzt, kann von dem Verletzten
auf unverzügliche Auskunft über die Herkunft und
den Vertriebsweg der benutzen Erzeugnisse in
Anspruch genommen werden.

(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
oder in Fällen, in denen der Verletzte gegen den
Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch
unbeschadet von Absatz 1 auch gegen eine Person,
die in gewerblichem Ausmaß

1. rechtsverletzende Erzeugnisse in ihrem Besitz
hatte,

2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch
nahm,

3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte
Dienstleistungen erbrachte oder

4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder
Nummer 3 genannten Person an der
Herstellung, Erzeugung oder am Vertrieb
solcher Erzeugnisse oder an der Erbringung
solcher Dienstleistungen beteiligt war,

es sei denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385
der Zivilprozessordnung im Prozess gegen den
Verletzer zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Im
Fall der gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs nach Satz 1 kann das Gericht den gegen

den Verletzer anhängigen Rechtsstreit auf Antrag bis
zur Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs
geführten Rechtsstreits aussetzen. Der zur Auskunft
Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz der
für die Auskunftserteilung erforderlichen Aufwen-
dungen verlangen.

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu
machen über

1. Namen und Anschrift der Hersteller,
Lieferanten und anderer Vorbesitzer der
Erzeugnisse oder der Nutzer der
Dienstleistungen sowie der gewerblichen
Abnehmer und Verkaufsstellen, für die sie
bestimmt waren, und

2. die Menge der hergestellten, ausgelieferten,
erhaltenen oder bestellten Erzeugnisse sowie
über die Preise, die für die betreffenden
Erzeugnisse oder Dienstleistungen bezahlt
wurden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die
Auskunft vorsätzlich oder grob fahrlässig falsch oder
unvollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu
nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet gewesen zu
sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wusste,
dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war.

(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
kann die Verpflichtung zur Erteilung der Auskunft im
Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden.

(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem
Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor
der Erteilung der Auskunft begangenen Tat gegen
den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 Abs. 1
der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen
nur mit Zustimmung des Verpflichteten verwertet
werden.

(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von
Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 des Telekommunikations-
gesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung eine
vorherige richterliche Anordnung über die
Zulässigkeit der Verwendung der Verkehrsdaten
erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen
ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist das
Landgericht, in dessen Bezirk der zur Auskunft
Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine
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Niederlassung hat, ohne Rücksicht auf den Streitwert
ausschließlich zuständig. Die Entscheidung trifft die
Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 28
Abs. 2 und 3 entsprechend. Die Kosten der
richterlichen Anordnung trägt der Verletzte. Gegen
die Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige
Beschwerde zum Oberlandesgericht statthaft. Sie
kann nur darauf gestützt werden, dass die
Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts beruht.
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist unan-
fechtbar. Die Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten bleiben im Übrigen
unberührt.

(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9
wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 24c

(1) Wer mit hinreichender Wahrscheinlichkeit
entgegen den §§ 11 bis 14 ein Gebrauchsmuster
benutzt, kann von dem Rechtsinhaber oder einem
anderen Berechtigten auf Vorlage einer Urkunde oder
Besichtigung einer Sache, die sich in seiner
Verfügungsgewalt befindet, in Anspruch genommen
werden, wenn dies zur Begründung von dessen
Ansprüchen erforderlich ist. Besteht die hinreichende
Wahrscheinlichkeit einer in gewerblichem Ausmaß
begangenen Rechtsverletzung, erstreckt sich der
Anspruch auch auf die Vorlage von Bank-, Finanz-
oder Handelsunterlagen. Soweit der vermeintliche
Verletzer geltend macht, dass es sich um vertrauliche
Informationen handelt, trifft das Gericht die erfor-
derlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde
oder zur Duldung der Besichtigung einer Sache kann
im Wege der einstweiligen Verfügung nach den
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet
werden. Das Gericht trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher
Informationen zu gewährleisten. Dies gilt
insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners
erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 24b Abs. 8 gelten entsprechend.

(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte,
kann der vermeintliche Verletzer von demjenigen,

der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1
begehrt hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren
entstandenen Schadens verlangen.

§ 24d

(1) Der Verletzte kann den Verletzer bei einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsverletzung
in den Fällen des § 24 Abs. 2 auch auf Vorlage von
Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder einen
geeigneten Zugang zu den entsprechenden
Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der
Verfügungsgewalt des Verletzers befinden und die
für die Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs
erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die
Erfüllung des Schadensersatzanspruchs fraglich ist.
Soweit der Verletzer geltend macht, dass es sich um
vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht
die erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1
bezeichneten Urkunden kann im Wege der
einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der
Zivilprozessordnung angeordnet werden, wenn der
Schadensersatzanspruch offensichtlich besteht. Das
Gericht trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den
Schutz vertraulicher Informationen zu gewährleisten.
Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die
einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des
Gegners erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 24b Abs. 8 gelten entsprechend.

§ 24e

Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben
worden, kann der obsiegenden Partei im Urteil die
Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu
machen, wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegt.
Art und Umfang der Bekanntmachung werden im
Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der
Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht wird.
Der Ausspruch nach Satz 1 ist nicht vorläufig
vollstreckbar.“

2. Der bisherige § 24c wird § 24f.

3. Nach § 24f wird folgender § 24g eingefügt:

„§ 24g

Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften
bleiben unberührt.“
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4. In § 25a Abs. 6 Satz 1 werden die Wörter „zwei
Jahre“ durch die Wörter „ein Jahr“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Markengesetzes

Das Markengesetz vom 25. Oktober 1994 (BGBl. I
S. 3082, 1995 I S. 156), zuletzt geändert durch …
(BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst:

„§ 18 Vernichtungs- und Rückrufansprüche“.

b) Nach der Angabe zu § 19 werden die folgenden
Angaben eingefügt:

„§ 19a Vorlage- und Besichtigungsansprüche

§ 19b Sicherung von
Schadensersatzansprüchen

§ 19c Urteilsbekanntmachung

§ 19d Ansprüche aus anderen gesetzlichen
Vorschriften“.

c) Die Angabe zu § 128 wird wie folgt gefasst:

„§ 128 Ansprüche wegen Verletzung“.

d) In der Angabe zu Teil 6 Abschnitt 2 wird die
Angabe „Verordnung (EWG) Nr. 2081/92“ durch
die Angabe „Verordnung (EG) Nr. 510/2006“
ersetzt.“

e) Die Angaben zu den §§ 130 bis 133 werden wie
folgt gefasst:

„§ 130 Verfahren vor dem Patentamt; Einspruch
gegen den Antrag

§ 131 Einspruch gegen die beabsichtigte
Eintragung

§ 132 Antrag auf Änderung der Spezifikation,
Löschungsverfahren

§ 133 Rechtsmittel“.

f) Die Angabe zu § 135 wird wie folgt gefasst:

„§ 135 Ansprüche wegen Verletzung“.

g) Die Angaben zu den §§ 138 und 139 werden wie
folgt gefasst:

„§ 138 Sonstige Vorschriften für das Verfahren
bei Anträgen und Einsprüchen nach der
Verordnung (EG) Nr. 510/2006

§ 139 Durchführungsbestimmungen zur

Verordnung (EG) Nr. 510/2006“.

h) Die Angabe zu § 150 wird wie folgt gefasst:

„§ 150 Verfahren nach der Verordnung (EG)
Nr. 1383/2003“.

i) Die Angabe zu § 151 wird wie folgt gefasst:

„§ 151 Verfahren nach deutschem Recht bei
geographischen Herkunftsangaben“.

2. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Wer ein Zeichen entgegen den Absätzen 2
bis 4 benutzt, kann von dem Inhaber der Marke
bei Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in
Anspruch genommen werden. Der Anspruch
besteht auch dann, wenn eine Zuwiderhandlung
erstmalig droht.“

b) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt:

„Bei der Bemessung des Schadensersatzes kann
auch der Gewinn, den der Verletzer durch die
Verletzung des Rechts erzielt hat, berücksichtigt
werden. Der Schadensersatzanspruch kann auch
auf der Grundlage des Betrages berechnet
werden, den der Verletzer als angemessene
Vergütung hätte entrichten müssen, wenn er die
Erlaubnis zur Nutzung der Marke eingeholt
hätte.“

3. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Wer eine geschäftliche Bezeichnung oder
ein ähnliches Zeichen entgegen Absatz 2 oder
Absatz 3 benutzt, kann von dem Inhaber der
geschäftlichen Bezeichnung bei Wiederholungs-
gefahr auf Unterlassung in Anspruch genommen
werden. Der Anspruch besteht auch dann, wenn
eine Zuwiderhandlung droht.“

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„§ 14 Abs. 6 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.“

4. Die §§ 18 und 19 werden durch die folgenden §§ 18
bis 19d ersetzt:

„§ 18
Vernichtungs- und Rückrufansprüche

(1) Der Inhaber einer Marke oder einer
geschäftlichen Bezeichnung kann den Verletzer in
den Fällen der §§ 14, 15 und 17 auf Vernichtung der
im Besitz oder Eigentum des Verletzers befindlichen
widerrechtlich gekennzeichneten Waren in Anspruch
nehmen. Satz 1 ist entsprechend auf die im Eigentum
des Verletzers stehenden Materialien und Geräte
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anzuwenden, die vorwiegend zur widerrechtlichen
Kennzeichnung der Waren gedient haben.

(2) Der Inhaber einer Marke oder einer
geschäftlichen Bezeichnung kann den Verletzer in
den Fällen der §§ 14, 15 und 17 auf Rückruf von
widerrechtlich gekennzeichneten Waren oder auf
deren endgültiges Entfernen aus den Vertriebswegen
in Anspruch nehmen.

(3) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit sind auch die berechtigten
Interessen Dritter zu berücksichtigen.

§ 19
Auskunftsanspruch

(1) Der Inhaber einer Marke oder einer
geschäftlichen Bezeichnung kann den Verletzer in
den Fällen der §§ 14, 15 und 17 auf unverzügliche
Auskunft über die Herkunft und den Vertriebsweg
von widerrechtlich gekennzeichneten Waren oder
Dienstleistungen in Anspruch nehmen.

(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
oder in Fällen, in denen der Inhaber einer Marke oder
einer geschäftlichen Bezeichnung gegen den
Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch
unbeschadet von Absatz 1 auch gegen eine Person,
die in gewerblichem Ausmaß

1. rechtsverletzende Ware in ihrem Besitz hatte,

2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch
nahm,

3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte
Dienstleistungen erbrachte oder

4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder
Nummer 3 genannten Person an der
Herstellung, Erzeugung oder am Vertrieb
solcher Waren oder an der Erbringung solcher
Dienstleistungen beteiligt war,

es sei denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385
der Zivilprozessordnung im Prozess gegen den
Verletzer zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Im
Fall der gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs nach Satz 1 kann das Gericht den gegen
den Verletzer anhängigen Rechtsstreit auf Antrag bis
zur Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs
geführten Rechtsstreits aussetzen. Der zur Auskunft
Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz der
für die Auskunftserteilung erforderlichen Aufwen-
dungen verlangen.

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu
machen über

1. Namen und Anschrift der Hersteller,
Lieferanten und anderer Vorbesitzer der Waren
oder Dienstleistungen sowie der gewerblichen
Abnehmer und Verkaufsstellen, für die sie
bestimmt waren, und

2. die Menge der hergestellten, ausgelieferten,
erhaltenen oder bestellten Waren sowie über die
Preise, die für die betreffenden Waren oder
Dienstleistungen bezahlt wurden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die
Auskunft vorsätzlich oder grob fahrlässig falsch oder
unvollständig, ist er dem Inhaber einer Marke oder
einer geschäftlichen Bezeichnung zum Ersatz des
daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu
nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet gewesen zu
sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wusste,
dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war.

(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
kann die Verpflichtung zur Erteilung der Auskunft im
Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden.

(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem
Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor
der Erteilung der Auskunft begangenen Tat gegen
den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 Abs. 1
der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen
nur mit Zustimmung des Verpflichteten verwertet
werden.

(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von
Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 des Telekommunikations-
gesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung eine
vorherige richterliche Anordnung über die
Zulässigkeit der Verwendung der Verkehrsdaten
erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen
ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist das
Landgericht, in dessen Bezirk der zur Auskunft
Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine
Niederlassung hat, ohne Rücksicht auf den Streitwert
ausschließlich zuständig. Die Entscheidung trifft die
Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 28
Abs. 2 und 3 entsprechend. Die Kosten der
richterlichen Anordnung trägt der Verletzte. Gegen
die Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige
Beschwerde zum Oberlandesgericht statthaft. Sie
kann nur darauf gestützt werden, dass die
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Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts beruht.
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist
unanfechtbar. Die Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten bleiben im Übrigen
unberührt.

(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9
wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 19a
Vorlage- und Besichtigungsansprüche

(1) Bei hinreichender Wahrscheinlichkeit einer
Rechtsverletzung nach den §§ 14, 15 und 17 kann der
Inhaber einer Marke oder einer geschäftlichen
Bezeichnung den vermeintlichen Verletzer auf
Vorlage einer Urkunde oder Besichtigung einer
Sache in Anspruch nehmen, die sich in dessen
Verfügungsgewalt befindet, wenn dies zur
Begründung seiner Ansprüche erforderlich ist.
Besteht die hinreichende Wahrscheinlichkeit einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsver-
letzung, erstreckt sich der Anspruch auch auf die
Vorlage von Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen.
Soweit der vermeintliche Verletzer geltend macht,
dass es sich um vertrauliche Informationen handelt,
trifft das Gericht die erforderlichen Maßnahmen, um
den im Einzelfall gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde
oder zur Duldung der Besichtigung einer Sache kann
im Wege der einstweiligen Verfügung nach den
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet
werden. Das Gericht trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher
Informationen zu gewährleisten. Dies gilt
insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners
erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 19
Abs. 8 gelten entsprechend.

(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte,
kann der vermeintliche Verletzer von demjenigen,
der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1
begehrt hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren
entstandenen Schadens verlangen.

§ 19b
Sicherung von Schadensersatzansprüchen

(1) Der Inhaber einer Marke oder einer
geschäftlichen Bezeichnung kann den Verletzer bei
einer in gewerblichem Ausmaß begangenen

Rechtsverletzung in den Fällen des § 14 Abs. 6, § 15
Abs. 5 sowie § 17 Abs. 2 Satz 2 auch auf Vorlage
von Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder
einen geeigneten Zugang zu den entsprechenden
Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der
Verfügungsgewalt des Verletzers befinden und die
für die Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs
erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die
Erfüllung des Schadensersatzanspruchs fraglich ist.
Soweit der Verletzer geltend macht, dass es sich um
vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht
die erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1
bezeichneten Urkunden kann im Wege der
einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der
Zivilprozessordnung angeordnet werden, wenn der
Schadensersatzanspruch offensichtlich besteht. Das
Gericht trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den
Schutz vertraulicher Informationen zu gewährleisten.
Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die
einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des
Gegners erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 19
Abs. 8 gelten entsprechend.

§ 19c
Urteilsbekanntmachung

Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben
worden, kann der obsiegenden Partei im Urteil die
Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu
machen, wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegt.
Art und Umfang der Bekanntmachung werden im
Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der
Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht wird. Der
Ausspruch nach Satz 1 ist nicht vorläufig
vollstreckbar.

§ 19d
Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften

Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften
bleiben unberührt.“

5. In § 20 Satz 1 wird die Angabe „§§ 14 bis 19“ durch
die Angabe „§§ 14 bis 19c“ ersetzt.

6. In § 25 wird jeweils die Angabe „§§ 14, 18 und 19“
durch die Angabe „§§ 14 und 18 bis 19c“ ersetzt.

7. In § 117 Satz 1 wird die Angabe „§§ 14, 18 und 19“
durch die Angabe „§§ 14 und 18 bis 19c“ ersetzt.
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8. § 125b Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Dem Inhaber einer eingetragenen
Gemeinschaftsmarke stehen zusätzlich zu den
Ansprüchen nach den Artikeln 9 bis 11 der
Verordnung über die Gemeinschaftsmarke die
gleichen Ansprüche auf Schadensersatz (§ 14
Abs. 6 und 7), Vernichtung und Rückruf (§ 18),
Auskunft (§ 19), Vorlage und Besichtigung
(§ 19a), Sicherung von Schadensersatz-
ansprüchen (§ 19b) und Urteilsbekanntmachung
(§ 19c) zu wie dem Inhaber einer nach diesem
Gesetz eingetragenen Marke.“

9. § 128 wird wie folgt gefasst:

„§ 128
Ansprüche wegen Verletzung

(1) Wer im geschäftlichen Verkehr Namen,
Angaben oder Zeichen entgegen § 127 benutzt, kann
von den nach § 8 Abs. 3 des Gesetzes gegen den
unlauteren Wettbewerb zur Geltendmachung von
Ansprüchen Berechtigten bei Wiederholungsgefahr
auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.
Der Anspruch besteht auch dann, wenn eine
Zuwiderhandlung droht. Die §§ 18, 19, 19a und 19c
gelten entsprechend.

(2) Wer dem § 127 vorsätzlich oder fahrlässig
zuwiderhandelt, ist dem berechtigten Nutzer der
geographischen Herkunftsangabe zum Ersatz des
durch die Zuwiderhandlung entstandenen Schadens
verpflichtet. Bei der Bemessung des Schadens-
ersatzes kann auch der Gewinn, den der Verletzer
durch die Verletzung des Rechts erzielt hat,
berücksichtigt werden. § 19b gilt entsprechend.

(3) § 14 Abs. 7 und § 19d gelten entsprechend.“

10. Teil 6 Abschnitt 2 wird wie folgt gefasst:

„Abschnitt 2

Schutz von geographischen Angaben und
Ursprungsbezeichnungen

gemäß der Verordnung (EG) Nr. 510/2006

§ 130
Verfahren vor dem Patentamt; Einspruch gegen den

Antrag

(1) Anträge auf Eintragung einer geographischen
Angabe oder einer Ursprungsbezeichnung in das Re-
gister der geschützten Ursprungsbezeichnungen und
der geschützten geographischen Angaben, das von
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
nach Artikel 7 Abs. 6 der Verordnung (EG)
Nr. 510/2006 des Rates vom 20. März 2006 zum
Schutz von geographischen Angaben und Ursprungs-

bezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebens-
mittel (ABl. EU Nr. L 93 S. 12) in ihrer jeweils
geltenden Fassung geführt wird, sind beim Patentamt
einzureichen.

(2) Für die in diesem Abschnitt geregelten
Verfahren sind die im Patentamt errichteten
Markenabteilungen zuständig.

(3) Bei der Prüfung des Antrags holt das Patentamt
die Stellungnahmen des Bundesministeriums für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz,
der zuständigen Fachministerien der betroffenen
Länder, der interessierten öffentlichen
Körperschaften sowie der interessierten Verbände
und Organisationen der Wirtschaft ein.

(4) Das Patentamt veröffentlicht den Antrag im
Markenblatt. Gegen den Antrag kann innerhalb von
vier Monaten seit Veröffentlichung im Markenblatt
von jeder Person mit einem berechtigten Interesse,
die im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
niedergelassen oder ansässig ist, beim Patentamt
Einspruch eingelegt werden.

(5) Entspricht der Antrag den Voraussetzungen der
Verordnung (EG) Nr. 510/2006 und den zu ihrer
Durchführung erlassenen Vorschriften, stellt das Pa-
tentamt dies durch Beschluss fest. Andernfalls wird
der Antrag durch Beschluss zurückgewiesen. Das
Patentamt veröffentlicht den stattgebenden Beschluss
im Markenblatt. Kommt es zu wesentlichen
Änderungen der nach Absatz 4 veröffentlichten
Angaben, so werden diese zusammen mit
dem stattgebenden Beschluss im Markenblatt
veröffentlicht. Der Beschluss nach Satz 1 und nach
Satz 2 ist dem Antragsteller und denjenigen
zuzustellen, die fristgemäß Einspruch eingelegt
haben.

(6) Steht rechtskräftig fest, dass der Antrag den
Voraussetzungen der Verordnung (EG) Nr. 510/2006
und den zu ihrer Durchführung erlassenen
Vorschriften entspricht, so unterrichtet das Patentamt
den Antragsteller hierüber und übermittelt den
Antrag mit den erforderlichen Unterlagen dem
Bundesministerium der Justiz. Ferner veröffentlicht
das Patentamt die Fassung der Spezifikation, auf die
sich die positive Entscheidung bezieht, im
Markenblatt. Das Bundesministerium der Justiz
übermittelt den Antrag mit den erforderlichen
Unterlagen an die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften.

§ 131
Einspruch gegen die beabsichtigte Eintragung

(1) Einsprüche nach Artikel 7 Abs. 2 der
Verordnung (EG) Nr. 510/2006 gegen die
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beabsichtigte Eintragung von geographischen
Angaben oder Ursprungsbezeichnungen in das von
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
geführte Register der geschützten Ur-
sprungsbezeichnungen und der geschützten
geographischen Angaben sind beim Patentamt
innerhalb von vier Monaten seit der Veröffentlichung
einzulegen, die im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften nach Artikel 6 Abs. 2 der
Verordnung (EG) Nr. 510/2006 vorgenommen wird.

(2) Die Zahlungsfrist für die Einspruchsgebühr
richtet sich nach § 6 Abs. 1 Satz 1 des
Patentkostengesetzes. Eine Wiedereinsetzung in die
Einspruchsfrist und in die Frist zur Zahlung der
Einspruchsgebühr ist nicht gegeben.

§ 132
Antrag auf Änderung der Spezifikation,

Löschungsverfahren

(1) Für Anträge auf Änderung der Spezifikation
einer geschützten geographischen Angabe oder einer
geschützten Ursprungsbezeichnung nach Artikel 9
Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 gel-
ten die §§ 130 und 131 entsprechend. Eine Gebühr ist
nicht zu zahlen.

(2) Für Anträge auf Löschung einer geschützten
geographischen Angabe oder einer geschützten Ur-
sprungsbezeichnung nach Artikel 12 Abs. 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 510/2006 gelten die §§ 130 und
131 entsprechend.

§ 133
Rechtsmittel

Gegen Entscheidungen, die das Patentamt nach
den Vorschriften dieses Abschnitts trifft, findet die
Beschwerde zum Bundespatentgericht und die
Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof statt.
Gegen eine Entscheidung nach § 130 Abs. 5 Satz 1
steht die Beschwerde denjenigen Personen zu, die
gegen den Antrag fristgerecht Einspruch eingelegt
haben oder die durch den stattgebenden Beschluss
auf Grund der nach § 130 Abs. 5 Satz 4
veröffentlichten geänderten Angaben in ihrem
berechtigten Interesse betroffen sind. Im Übrigen
sind die Vorschriften dieses Gesetzes über das
Beschwerdeverfahren vor dem Bundespatentgericht
(§§ 66 bis 82) und über das Rechtsbeschwerdever-
fahren vor dem Bundesgerichtshof (§§ 83 bis 90) ent-
sprechend anzuwenden.

§ 134
Überwachung

(1) Die nach der Verordnung (EG) Nr. 510/2006
und den zu ihrer Durchführung erlassenen
Vorschriften erforderliche Überwachung und

Kontrolle obliegt den nach Landesrecht zuständigen
Stellen.

(2) Soweit es zur Überwachung und Kontrolle im
Sinn des Absatzes 1 erforderlich ist, können die Be-
auftragten der zuständigen Stellen bei Betrieben, die
Agrarerzeugnisse oder Lebensmittel in Verkehr brin-
gen oder herstellen (§ 3 Nr. 1 und 2 des Lebensmit-
tel- und Futtermittelgesetzbuchs) oder innergemein-
schaftlich verbringen, einführen oder ausführen,
während der Geschäfts- oder Betriebszeit

1. Geschäftsräume und Grundstücke, Verkaufs-
einrichtungen und Transportmittel betreten und
dort Besichtigungen vornehmen,

2. Proben gegen Empfangsbescheinigung
entnehmen; auf Verlangen des Betroffenen ist
ein Teil der Probe oder, falls diese unteilbar ist,
eine zweite Probe amtlich verschlossen und
versiegelt zurückzulassen,

3. Geschäftsunterlagen einsehen und prüfen,

4. Auskunft verlangen.

Diese Befugnisse erstrecken sich auch auf Agrarer-
zeugnisse oder Lebensmittel, die an öffentlichen
Orten, insbesondere auf Märkten, Plätzen, Straßen
oder im Umherziehen in den Verkehr gebracht
werden.

(3) Inhaber oder Leiter der Betriebe sind
verpflichtet, das Betreten der Geschäftsräume und
Grundstücke, Verkaufseinrichtungen und Transport-
mittel sowie die dort vorzunehmenden
Besichtigungen zu gestatten, die zu besichtigenden
Agrarerzeugnisse oder Lebensmittel selbst oder durch
andere so darzulegen, dass die Besichtigung
ordnungsgemäß vorgenommen werden kann, selbst
oder durch andere die erforderliche Hilfe bei
Besichtigungen zu leisten, die Proben entnehmen zu
lassen, die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen,
prüfen zu lassen und Auskünfte zu erteilen.

(4) Erfolgt die Überwachung bei der Einfuhr oder
bei der Ausfuhr, so gelten die Absätze 2 und 3
entsprechend auch für denjenigen, der die
Agrarerzeugnisse oder Lebensmittel für den
Betriebsinhaber innergemeinschaftlich verbringt,
einführt oder ausführt.

(5) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern,
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(6) Für Amtshandlungen, die nach Artikel 11 der
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Verordnung (EG) Nr. 510/2006 zu Kontrollzwecken
vorzunehmen sind, werden kostendeckende
Gebühren und Auslagen erhoben. Die
kostenpflichtigen Tatbestände werden durch das
Landesrecht bestimmt.

§ 135
Ansprüche wegen Verletzung

(1) Wer im geschäftlichen Verkehr Handlungen
vornimmt, die gegen Artikel 8 oder Artikel 13 der
Verordnung (EG) Nr. 510/2006 verstoßen, kann von
den nach § 8 Abs. 3 des Gesetzes gegen den
unlauteren Wettbewerb zur Geltendmachung von
Ansprüchen Berechtigten bei Wiederholungsgefahr
auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.
Der Anspruch besteht auch dann, wenn eine
Zuwiderhandlung erstmalig droht. Die §§ 18, 19, 19a
und 19c gelten entsprechend.

(2) § 128 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 136
Verjährung

Die Ansprüche nach § 135 verjähren nach § 20.“

11. § 138 wird wie folgt gefasst:

„§ 138
Sonstige Vorschriften für das Verfahren

bei Anträgen und Einsprüchen nach der Verordnung
(EG) Nr. 510/2006

(1) Das Bundesministerium der Justiz wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen
über das Antrags-, Einspruchs-, Änderungs- und
Löschungsverfahren (§§ 130 bis 132) zu treffen.

(2) Das Bundesministerium der Justiz kann die Er-
mächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen
nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates ganz oder teilweise auf
das Deutsche Patent- und Markenamt übertragen.“

12. § 139 wird wie folgt gefasst:

„§ 139
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG)

Nr. 510/2006

(1) Das Bundesministerium der Justiz wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
und dem Bundesministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
weitere Einzelheiten des Schutzes von Ur-
sprungsbezeichnungen und geographischen Angaben
nach der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 zu regeln,
soweit sich das Erfordernis hierfür aus der

Verordnung (EG) Nr. 510/2006 oder den zu ihrer
Durchführung erlassenen Vorschriften des Rates oder
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
ergibt. In Rechtsverordnungen nach Satz 1 können
insbesondere Vorschriften über

1. die Kennzeichnung der Agrarerzeugnisse oder
Lebensmittel,

2. die Berechtigung zum Verwenden der
geschützten Bezeichnungen oder

3. die Voraussetzungen und das Verfahren bei der
Überwachung oder Kontrolle beim
innergemeinschaftlichen Verbringen oder bei
der Einfuhr oder Ausfuhr

erlassen werden. Rechtsverordnungen nach Satz 1
können auch erlassen werden, wenn die
Mitgliedstaaten nach den dort genannten
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften befugt sind,
ergänzende Vorschriften zu erlassen.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt,
durch Rechtsverordnung die Durchführung der nach
Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006
erforderlichen Kontrollen zugelassenen privaten
Kontrollstellen zu übertragen oder solche an der
Durchführung dieser Kontrollen zu beteiligen.
Die Landesregierungen können auch die Voraus-
setzungen und das Verfahren der Zulassung privater
Kontrollstellen durch Rechtsverordnung regeln. Sie
sind befugt, die Ermächtigung nach den Sätzen 1 und
2 durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise auf
andere Behörden zu übertragen.“

13. § 144 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Ebenso wird bestraft, wer entgegen
Arti- kel 13 Abs. 1 Buchstabe a oder Buchstabe b
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates
vom 20. März 2006 zum Schutz von
geographischen Angaben und Ursprungs-
bezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebens-
mittel (ABl. EU Nr. L 93 S. 12) im geschäftlichen
Verkehr

1. eine eingetragene Bezeichnung für ein dort
genanntes Erzeugnis verwendet oder

2. sich eine eingetragene Bezeichnung aneignet
oder sie nachahmt.“

b) Absatz 6 wird aufgehoben.

14. In § 146 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter
„Verordnung (EG) Nr. 3295/94 des Rates vom
22. Dezember 1994 über Maßnahmen zum Verbot
der Überführung nachgeahmter Waren und unerlaubt
hergestellter Vervielfältigungsstücke oder
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Nachbildungen in den zollrechtlich freien Verkehr
oder in ein Nichterhebungsverfahren sowie zum
Verbot ihrer Ausfuhr und Wiederausfuhr (ABl. EG
Nr. L 341 S. 8)“ durch die Wörter „Verordnung (EG)
Nr. 1383/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das
Vorgehen der Zollbehörden gegen Waren, die im
Verdacht stehen, bestimmte Rechte geistigen Eigen-
tums zu verletzen, und die Maßnahmen gegenüber
Waren, die erkanntermaßen derartige Rechte
verletzen (ABl. EU Nr. L 196 S. 7),“ ersetzt.

15. In § 148 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „zwei
Jahre“ durch die Wörter „ein Jahr“ ersetzt.

16. § 150 wird wie folgt gefasst:

„§ 150
Verfahren nach der Verordnung (EG)

Nr. 1383/2003

(1) Setzt die zuständige Zollbehörde nach Artikel 9
der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 die Überlassung
der Waren aus oder hält diese zurück, unterrichtet sie
davon unverzüglich den Rechtsinhaber sowie den
Anmelder oder den Besitzer oder den Eigentümer der
Waren.

(2) Im Fall des Absatzes 1 kann der Rechtsinhaber
beantragen, die Waren in dem nachstehend
beschriebenen vereinfachten Verfahren im Sinn des
Artikels 11 der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
vernichten zu lassen.

(3) Der Antrag muss bei der Zollbehörde innerhalb
von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
schriftlich gestellt werden. Er muss die Mitteilung
enthalten, dass die Waren, die Gegenstand des
Verfahrens sind, ein nach diesem Gesetz geschütztes
Recht verletzen. Die schriftliche Zustimmung des
Anmelders, des Besitzers oder des Eigentümers der
Waren zu ihrer Vernichtung ist beizufügen.
Abweichend von Satz 3 kann der Anmelder, der
Besitzer oder der Eigentümer die schriftliche
Erklärung, ob er einer Vernichtung zustimmt oder
nicht, unmittelbar gegenüber der Zollbehörde
abgeben. Die in Satz 1 genannte Frist kann vor
Ablauf auf Antrag des Rechtsinhabers um zehn
Arbeitstage verlängert werden.

(4) Die Zustimmung zur Vernichtung gilt als
erteilt, wenn der Anmelder, der Besitzer oder der
Eigentümer der Waren einer Vernichtung nicht
innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
widerspricht. Auf diesen Umstand ist in der
Unterrichtung nach Absatz 1 hinzuweisen.

(5) Die Vernichtung der Waren erfolgt auf Kosten
und Verantwortung des Rechtsinhabers.

(6) Die Zollstelle kann die organisatorische
Abwicklung der Vernichtung übernehmen. Absatz 5
bleibt unberührt.

(7) Die Aufbewahrungsfrist nach Artikel 11 Abs. 1
zweiter Spiegelstrich der Verordnung (EG) Nr. 1383/
2003 beträgt ein Jahr.

(8) Im Übrigen gelten die §§ 146 bis 149 entspre-
chend, soweit nicht die Verordnung (EG) Nr. 1383/
2003 Bestimmungen enthält, die dem
entgegenstehen.“

17. § 151 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 151
Verfahren nach deutschem Recht bei
geographischen Herkunftsangaben“.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „unter-
liegen“ die Wörter „, soweit nicht die Verordnung
(EG) Nr. 1383/2003 anzuwenden ist,“ eingefügt.

Artikel 5

Änderung des Halbleiterschutzgesetzes

§ 9 des Halbleiterschutzgesetzes vom 22. Oktober
1987 (BGBl. I S. 2294), das zuletzt durch … (BGBl. I
S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

0. Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 24 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Gebrauchsmuster-
gesetzes gilt entsprechend.“

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die §§ 24a bis 24e und 25a des Gebrauchs-
mustergesetzes gelten entsprechend.“

2. Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) § 24g des Gebrauchsmustergesetzes gilt
entsprechend.“

Artikel 6

Änderung des Urheberrechtsgesetzes

Das Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965
(BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
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a) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 Vermutung der Urheber- oder Rechts-
inhaberschaft“.

b) Die Angaben zu den §§ 97 bis 101a werden durch
folgende Angaben ersetzt:

„§ 97 Anspruch auf Unterlassung und
Schadensersatz

§ 97a Abmahnung

§ 98 Anspruch auf Vernichtung, Rückruf und
Überlassung

§ 99 Haftung des Inhabers eines
Unternehmens

§ 100 Entschädigung

§ 101 Anspruch auf Auskunft

§ 101a Anspruch auf Vorlage und Besichtigung

§ 101b Sicherung von Schadensersatzansprü-
chen“.

c) Nach der Angabe zu § 102 wird folgende Angabe
eingefügt:

„§ 102a Ansprüche aus anderen gesetzlichen
Vorschriften“.

d) Die Angabe zu § 111b wird wie folgt gefasst:

„§ 111b Verfahren nach deutschem Recht“.

e) Nach der Angabe zu § 111b wird folgende
Angabe eingefügt:

„§ 111c Verfahren nach der Verordnung (EG)
Nr. 1383/2003“.

2. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 10
Vermutung der Urheber- oder

Rechtsinhaberschaft“.

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Für die Inhaber ausschließlicher Nutzungs-
rechte gilt die Vermutung des Absatzes 1
entsprechend, soweit es sich um Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes handelt oder
Unterlassungsansprüche geltend gemacht werden.
Die Vermutung gilt nicht im Verhältnis zum
Urheber oder zum ursprünglichen Inhaber des
verwandten Schutzrechts.“

2a. In § 54b Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort
„Vertragspartner“ die Wörter „, soweit er gewerblich
tätig wird“ eingefügt.

2b. In § 54f Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 26 Abs. 6“
durch die Angabe „§ 26 Abs. 7“ ersetzt.

3. In § 69f Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 98 Abs. 2
und 3“ durch die Angabe „§ 98 Abs. 3 und 4“ ersetzt.

4. In § 71 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „Die §§ 5,
15 bis 24, 26, 27, 45 bis 63 und 88“ durch die Wörter
„Die §§ 5 und 10 Abs. 1 sowie die §§ 15 bis 24, 26,
27, 44a bis 63 und 88“ ersetzt.

5. Dem § 74 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) § 10 Abs. 1 gilt entsprechend.“

5a. In § 81 Satz 2 wird die Angabe „§ 31 Abs. 1 bis 3
und 5“ durch die Angabe „§ 10 Abs. 1, § 31 Abs. 1
bis 3 und 5“ ersetzt.

6. § 85 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) § 10 Abs.1 und § 27 Abs. 2 und 3 sowie die
Vorschriften des Teil 1 Abschnitt 6 gelten entspre-
chend.“

7. § 87 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) § 10 Abs. 1 sowie die Vorschriften des Teil 1
Abschnitt 6 mit Ausnahme des § 47 Abs. 2 Satz 2
und des § 54 Abs. 1 gelten entsprechend.“

8. § 87b Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) § 10 Abs. 1, § 17 Abs. 2 und § 27 Abs. 2 und
3 gelten entsprechend.“

9. In § 94 Abs. 4 wird die Angabe „§§ 20b, 27 Abs. 2
und 3“ durch die Wörter „§ 10 Abs. 1 und die §§ 20b
und 27 Abs. 2 und 3,“ ersetzt.

10. Die §§ 97 bis 101a werden durch die folgenden §§ 97
bis 101b ersetzt:

„§ 97
Anspruch auf Unterlassung und Schadensersatz

(1) Wer das Urheberrecht oder ein anderes nach
diesem Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich
verletzt, kann von dem Verletzten auf Beseitigung
der Beeinträchtigung, bei Wiederholungsgefahr auf
Unterlassung in Anspruch genommen werden. Der
Anspruch auf Unterlassung besteht auch dann, wenn
eine Zuwiderhandlung erstmalig droht.

(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig
vornimmt, ist dem Verletzten zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens verpflichtet. Bei der Bemes-
sung des Schadensersatzes kann auch der Gewinn,
den der Verletzer durch die Verletzung des Rechts
erzielt hat, berücksichtigt werden. Der Schadens-
ersatzanspruch kann auch auf der Grundlage des
Betrages berechnet werden, den der Verletzer als
angemessene Vergütung hätte entrichten müssen,
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wenn er die Erlaubnis zur Nutzung des verletzten
Rechts eingeholt hätte. Urheber, Verfasser
wissenschaftlicher Ausgaben (§ 70), Lichtbildner
(§ 72) und ausübende Künstler (§ 73) können auch
wegen des Schadens, der nicht Vermögensschaden
ist, eine Entschädigung in Geld verlangen, wenn und
soweit dies der Billigkeit entspricht.

§ 97a
Abmahnung

(1) Der Verletzte soll den Verletzer vor Einleitung
eines gerichtlichen Verfahrens auf Unterlassung ab-
mahnen und ihm Gelegenheit geben, den Streit durch
Abgabe einer mit einer angemessenen Vertragsstrafe
bewehrten Unterlassungsverpflichtung beizulegen.
Soweit die Abmahnung berechtigt ist, kann der
Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangt
werden.

(2) Der Ersatz der erforderlichen Aufwendungen
für die Inanspruchnahme anwaltlicher
Dienstleistungen für die erstmalige Abmahnung
beschränkt sich in einfach gelagerten Fällen mit einer
nur unerheblichen Rechtsverletzung außerhalb des
geschäftlichen Verkehrs auf 100 Euro.

§ 98
Anspruch auf Vernichtung, Rückruf

und Überlassung

(1) Wer das Urheberrecht oder ein anderes nach
diesem Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich
verletzt, kann von dem Verletzten auf Vernichtung
der im Besitz oder Eigentum des Verletzers
befindlichen rechtswidrig hergestellten, verbreiteten
oder zur rechtswidrigen Verbreitung bestimmten
Vervielfältigungsstücke in Anspruch genommen
werden. Satz 1 ist entsprechend auf die im Eigentum
des Verletzers stehenden Vorrichtungen anzuwenden,
die vorwiegend zur Herstellung dieser
Vervielfältigungsstücke gedient haben.

(2) Wer das Urheberrecht oder ein anderes nach
diesem Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich
verletzt, kann von dem Verletzten auf Rückruf von
rechtswidrig hergestellten, verbreiteten oder zur
rechtswidrigen Verbreitung bestimmten Verviel-
fältigungsstücken oder auf deren endgültiges
Entfernen aus den Vertriebswegen in Anspruch
genommen werden.

(3) Statt der in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen
kann der Verletzte verlangen, dass ihm die
Vervielfältigungsstücke, die im Eigentum des
Verletzers stehen, gegen eine angemessene
Vergütung, welche die Herstellungskosten nicht
übersteigen darf, überlassen werden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 sind

ausgeschlossen, wenn die Maßnahme im Einzelfall
unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit sind auch die berechtigten
Interessen Dritter zu berücksichtigen.

(5) Bauwerke sowie ausscheidbare Teile von Ver-
vielfältigungsstücken und Vorrichtungen, deren Her-
stellung und Verbreitung nicht rechtswidrig ist, unter-
liegen nicht den in den Absätzen 1 bis 3
vorgesehenen Maßnahmen.

§ 99
Haftung des Inhabers eines Unternehmens

Ist in einem Unternehmen von einem
Arbeitnehmer oder Beauftragten ein nach diesem
Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich verletzt
worden, hat der Verletzte die Ansprüche aus § 97
Abs. 1 und § 98 auch gegen den Inhaber des
Unternehmens.

§ 100
Entschädigung

Handelt der Verletzer weder vorsätzlich noch fahr-
lässig, kann er zur Abwendung der Ansprüche nach
den §§ 97 und 98 den Verletzten in Geld
entschädigen, wenn ihm durch die Erfüllung der
Ansprüche ein unverhältnismäßig großer Schaden
entstehen würde und dem Verletzten die Abfindung
in Geld zuzumuten ist. Als Entschädigung ist der
Betrag zu zahlen, der im Fall einer vertraglichen
Einräumung des Rechts als Vergütung angemessen
wäre. Mit der Zahlung der Entschädigung gilt die
Einwilligung des Verletzten zur Verwertung im
üblichen Umfang als erteilt.

§ 101
Anspruch auf Auskunft

(1) Wer in gewerblichem Ausmaß das
Urheberrecht oder ein anderes nach diesem Gesetz
geschütztes Recht widerrechtlich verletzt, kann von
dem Verletzten auf unverzügliche Auskunft über die
Herkunft und den Vertriebsweg der
rechtsverletzenden Vervielfältigungsstücke oder
sonstigen Erzeugnisse in Anspruch genommen
werden. Das gewerbliche Ausmaß kann sich sowohl
aus der Anzahl der Rechtsverletzungen als auch aus
der Schwere der Rechtsverletzung ergeben.

(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
oder in Fällen, in denen der Verletzte gegen den
Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch
unbeschadet von Absatz 1 auch gegen eine Person,
die in gewerblichem Ausmaß

1. rechtsverletzende Vervielfältigungsstücke in
ihrem Besitz hatte,

2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch
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nahm,

3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte
Dienstleistungen erbrachte oder

4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder
Nummer 3 genannten Person an der
Herstellung, Erzeugung oder am Vertrieb
solcher Vervielfältigungsstücke, sonstigen
Erzeugnisse oder Dienstleistungen beteiligt war,

es sei denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385
der Zivilprozessordnung im Prozess gegen den
Verletzer zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Im
Fall der gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs nach Satz 1 kann das Gericht den gegen
den Verletzer anhängigen Rechtsstreit auf Antrag bis
zur Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs
geführten Rechtsstreits aussetzen. Der zur Auskunft
Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz der
für die Auskunftserteilung erforderlichen
Aufwendungen verlangen.

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu
machen über

1. Namen und Anschrift der Hersteller,
Lieferanten und anderer Vorbesitzer der
Vervielfältigungsstücke oder sonstigen
Erzeugnisse, der Nutzer der Dienstleistungen
sowie der gewerblichen Abnehmer und
Verkaufsstellen, für die sie bestimmt waren, und

2. die Menge der hergestellten, ausgelieferten,
erhaltenen oder bestellten Verviel-
fältigungsstücke oder sonstigen Erzeugnisse
sowie über die Preise, die für die betreffenden
Vervielfältigungsstücke oder sonstigen
Erzeugnisse bezahlt wurden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die Aus-
kunft vorsätzlich oder grob fahrlässig falsch oder un-
vollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz des
daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu
nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet gewesen zu
sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wusste,
dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war.

(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
kann die Verpflichtung zur Erteilung der Auskunft im
Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden.

(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem
Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor
der Erteilung der Auskunft begangenen Tat gegen
den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 Abs. 1
der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen
nur mit Zustimmung des Verpflichteten verwertet
werden.

(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von
Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 des Telekommunikations-
gesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung eine
vorherige richterliche Anordnung über die
Zulässigkeit der Verwendung der Verkehrsdaten
erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen
ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist das
Landgericht, in dessen Bezirk der zur Auskunft
Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine
Niederlassung hat, ohne Rücksicht auf den Streitwert
ausschließlich zuständig. Die Entscheidung trifft die
Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die
Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des
§ 28 Abs. 2 und 3 entsprechend. Die Kosten der rich-
terlichen Anordnung trägt der Verletzte. Gegen die
Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige Be-
schwerde zum Oberlandesgericht statthaft. Sie kann
nur darauf gestützt werden, dass die Entscheidung
auf einer Verletzung des Rechts beruht. Die
Entscheidung des Oberlandesgerichts ist
unanfechtbar. Die Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten bleiben im Übrigen
unberührt.

(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9
wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 101a
Anspruch auf Vorlage und Besichtigung

(1) Wer mit hinreichender Wahrscheinlichkeit das
Urheberrecht oder ein anderes nach diesem Gesetz
geschütztes Recht widerrechtlich verletzt, kann von
dem Verletzten auf Vorlage einer Urkunde oder
Besichtigung einer Sache in Anspruch genommen
werden, die sich in seiner Verfügungsgewalt
befindet, wenn dies zur Begründung von dessen
Ansprüchen erforderlich ist. Besteht die
hinreichende Wahrscheinlichkeit einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsverlet-
zung, erstreckt sich der Anspruch auch auf die
Vorlage von Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen.
Soweit der vermeintliche Verletzer geltend macht,
dass es sich um vertrauliche Informationen handelt,
trifft das Gericht die erforderlichen Maßnahmen, um
den im Einzelfall gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
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Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde
oder zur Duldung der Besichtigung einer Sache kann
im Wege der einstweiligen Verfügung nach den
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet
werden. Das Gericht trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher
Informationen zu gewährleisten. Dies gilt
insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners
erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 101 Abs. 8 gelten entsprechend.

(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte,
kann der vermeintliche Verletzer von demjenigen,
der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1
begehrt hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren
entstandenen Schadens verlangen.

§ 101b
Sicherung von Schadensersatzansprüchen

(1) Der Verletzte kann den Verletzer bei einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsverletzung
in den Fällen des § 97 Abs. 1 auch auf Vorlage von
Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder einen
geeigneten Zugang zu den entsprechenden
Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der
Verfügungsgewalt des Verletzers befinden und die
für die Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs
erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die
Erfüllung des Schadensersatzanspruchs fraglich ist.
Soweit der Verletzer geltend macht, dass es sich um
vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht
die erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1
bezeichneten Urkunden kann im Wege der einstweili-
gen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der Zivilpro-
zessordnung angeordnet werden, wenn der Schadens-
ersatzanspruch offensichtlich besteht. Das Gericht
trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den Schutz
vertraulicher Informationen zu gewährleisten. Dies
gilt insbesondere in den Fällen, in denen die
einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des
Gegners erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 101 Abs. 8 gelten entsprechend.“

11. Nach § 102 wird folgender § 102a eingefügt:

„§ 102a
Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften

Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften
bleiben unberührt.“

12. § 103 wird wie folgt gefasst:

„§ 103
Bekanntmachung des Urteils

Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben
worden, so kann der obsiegenden Partei im Urteil die
Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu
machen, wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegt.
Art und Umfang der Bekanntmachung werden im
Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der
Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht wird. Das
Urteil darf erst nach Rechtskraft bekannt gemacht
werden, wenn nicht das Gericht etwas anderes
bestimmt.“

13. In § 110 Satz 3 werden die Wörter „den §§ 98 und
99“ durch die Angabe „§ 98“ ersetzt.

14. § 111b wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 111b
Verfahren nach deutschem Recht“.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter
„Verordnung (EG) Nr. 3295/94 des Rates vom
22. Dezember 1994 über Maßnahmen zum Verbot
der Überführung nachgeahmter Waren und
unerlaubt hergestellter Vervielfältigungsstücke
oder Nachbildungen in den zollrechtlich freien
Verkehr oder in ein Nichterhebungsverfahren
sowie zum Verbot ihrer Ausfuhr und
Wiederausfuhr (ABl. EG Nr. L 341 S. 8)“ durch
die Wörter „Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 des
Rates vom 22. Juli 2003 über das Vorgehen der
Zollbehörden gegen Waren, die im Verdacht
stehen, bestimmte Rechte geistigen Eigentums zu
verletzen, und die Maßnahmen gegenüber Waren,
die erkanntermaßen derartige Rechte verletzen
(ABl. EU Nr. L 196 S. 7),“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „zwei
Jahre“ durch die Wörter „ein Jahr“ ersetzt.

d) Absatz 8 wird aufgehoben.

15. Nach § 111b wird folgender § 111c eingefügt:

„§ 111c
Verfahren nach der Verordnung (EG)

Nr. 1383/2003
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(1) Setzt die zuständige Zollbehörde nach Artikel 9
der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 die Überlassung
der Waren aus oder hält diese zurück, unterrichtet sie
davon unverzüglich den Rechtsinhaber sowie den
Anmelder oder den Besitzer oder den Eigentümer der
Waren.

(2) Im Fall des Absatzes 1 kann der Rechtsinhaber
beantragen, die Waren in dem nachstehend
beschriebenen vereinfachten Verfahren im Sinn des
Artikels 11 der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
vernichten zu lassen.

(3) Der Antrag muss bei der Zollbehörde innerhalb
von zehn Arbeitstagen nach Zugang der
Unterrichtung nach Absatz 1 schriftlich gestellt
werden. Er muss die Mitteilung enthalten, dass die
Waren, die Gegenstand des Verfahrens sind, ein nach
diesem Gesetz geschütztes Recht verletzen. Die
schriftliche Zustimmung des Anmelders, des
Besitzers oder des Eigentümers der Waren zu ihrer
Vernichtung ist beizufügen. Abweichend von Satz 3
kann der Anmelder, der Besitzer oder der Eigentümer
die schriftliche Erklärung, ob er einer Vernichtung
zustimmt oder nicht, unmittelbar gegenüber der
Zollbehörde abgeben. Die in Satz 1 genannte Frist
kann vor Ablauf auf Antrag des Rechtsinhabers um
zehn Arbeitstage verlängert werden.

(4) Die Zustimmung zur Vernichtung gilt als
erteilt, wenn der Anmelder, der Besitzer oder der
Eigentümer der Waren einer Vernichtung nicht
innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Zugang der
Unterrichtung nach Absatz 1 widerspricht. Auf
diesen Umstand ist in der Unterrichtung nach Absatz
1 hinzuweisen.

(5) Die Vernichtung der Waren erfolgt auf Kosten
und Verantwortung des Rechtsinhabers.

(6) Die Zollstelle kann die organisatorische
Abwicklung der Vernichtung übernehmen. Absatz 5
bleibt unberührt.

(7) Die Aufbewahrungsfrist nach Artikel 11 Abs. 1
zweiter Spiegelstrich der Verordnung (EG) Nr. 1383/
2003 beträgt ein Jahr.

(8) Im Übrigen gilt § 111b entsprechend, soweit
nicht die Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
Bestimmungen enthält, die dem entgegenstehen.“

Artikel 7

Änderung des Geschmacksmustergesetzes

Das Geschmacksmustergesetz vom 12. März 2004
(BGBl. I S. 390), zuletzt geändert durch … (BGBl. I

S. …), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 43 wird wie folgt gefasst:

„§ 43 Vernichtung, Rückruf und Überlassung“.

b) Nach der Angabe zu § 46 werden die folgenden
Angaben eingefügt:

„§ 46a Vorlage und Besichtigung

§ 46b Sicherung von
Schadensersatzansprüchen“.

c) Nach der Angabe zu § 57 wird folgende Angabe
eingefügt:

„§ 57a Verfahren nach der Verordnung (EG)
Nr. 1383/2003“.

2. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Der Anspruch auf Unterlassung besteht auch
dann, wenn eine Zuwiderhandlung erstmalig
droht.“

b) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst:

„Bei der Bemessung des Schadensersatzes kann
auch der Gewinn, den der Verletzer durch die
Verletzung des Rechts erzielt hat, berücksichtigt
werden. Der Schadensersatzanspruch kann auch
auf der Grundlage des Betrages berechnet
werden, den der Verletzer als angemessene
Vergütung hätte entrichten müssen, wenn er die
Erlaubnis zur Nutzung des Geschmacksmusters
eingeholt hätte.“

3. § 43 wird wie folgt gefasst:

„§ 43
Vernichtung, Rückruf und Überlassung

(1) Der Verletzte kann den Verletzer auf
Vernichtung der im Besitz oder Eigentum des
Verletzers befindlichen rechtswidrig hergestellten,
verbreiteten oder zur rechtswidrigen Verbreitung
bestimmten Erzeugnisse in Anspruch nehmen. Satz 1
ist entsprechend auf die im Eigentum des Verletzers
stehenden Vorrichtungen anzuwenden, die
vorwiegend zur Herstellung dieser Erzeugnisse
gedient haben.

(2) Der Verletzte kann den Verletzer auf Rückruf
von rechtswidrig hergestellten, verbreiteten oder zur
rechtswidrigen Verbreitung bestimmten Erzeugnissen
oder auf deren endgültiges Entfernen aus den
Vertriebswegen in Anspruch nehmen.

(3) Statt der in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen
kann der Verletzte verlangen, dass ihm die
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Erzeugnisse, die im Eigentum des Verletzers stehen,
gegen eine angemessene Vergütung, welche die
Herstellungskosten nicht übersteigen darf, überlassen
werden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 sind
ausgeschlossen, wenn die Maßnahme im Einzelfall
unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit sind auch die berechtigten
Interessen Dritter zu berücksichtigen.

(5) Wesentliche Bestandteile von Gebäuden nach
§ 93 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie ausscheid-
bare Teile von Erzeugnissen und Vorrichtungen,
deren Herstellung und Verbreitung nicht rechtswidrig
ist, unterliegen nicht den in den Absätzen 1 bis 3
vorgesehenen Maßnahmen.“

4. § 44 Satz 2 wird aufgehoben.

5. Die §§ 46 und 47 werden durch die folgenden §§ 46
bis 47 ersetzt:

„§ 46
Auskunft

(1) Der Verletzte kann den Verletzer auf unverzüg-
liche Auskunft über die Herkunft und den
Vertriebsweg der rechtsverletzenden Erzeugnisse in
Anspruch nehmen.

(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
oder in Fällen, in denen der Verletzte gegen den
Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch
unbeschadet von Absatz 1 auch gegen eine Person,
die in gewerblichem Ausmaß

1. rechtsverletzende Erzeugnisse in ihrem Besitz
hatte,

2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch
nahm,

3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte
Dienstleistungen erbrachte oder

4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder
Nummer 3 genannten Person an der Herstellung,
Erzeugung oder am Vertrieb solcher Erzeugnisse
beteiligt war,

es sei denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385
der Zivilprozessordnung im Prozess gegen den
Verletzer zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Im
Fall der gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs nach Satz 1 kann das Gericht den gegen
den Verletzer anhängigen Rechtsstreit auf Antrag bis
zur Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs
geführten Rechtsstreits aussetzen. Der zur Auskunft
Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz der
für die Auskunftserteilung erforderlichen
Aufwendungen verlangen.

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu
machen über

1. Namen und Anschrift der Hersteller, Lieferanten
und anderer Vorbesitzer der Erzeugnisse oder
Dienstleistungen sowie der gewerblichen
Abnehmer und Verkaufsstellen, für die sie
bestimmt waren, und

2. die Menge der hergestellten, ausgelieferten,
erhaltenen oder bestellten Erzeugnisse sowie über
die Preise, die für die betreffenden Erzeugnisse
oder Dienstleistungen bezahlt wurden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die
Auskunft vorsätzlich oder grob fahrlässig falsch oder
unvollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu
nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet gewesen zu
sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wusste,
dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war.

(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
kann die Verpflichtung zur Erteilung der Auskunft im
Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden.

(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem
Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor
der Erteilung der Auskunft begangenen Tat gegen
den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 Abs. 1
der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen
nur mit Zustimmung des Verpflichteten verwertet
werden.

(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von
Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 des Telekommunikations-
gesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung eine
vorherige richterliche Anordnung über die
Zulässigkeit der Verwendung der Verkehrsdaten
erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen
ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist das
Landgericht, in dessen Bezirk der zur Auskunft
Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine
Niederlassung hat, ohne Rücksicht auf den Streitwert
ausschließlich zuständig. Die Entscheidung trifft die
Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 28
Abs. 2 und 3 entsprechend. Die Kosten der
richterlichen Anordnung trägt der Verletzte. Gegen
die Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige
Beschwerde zum Oberlandesgericht statthaft. Sie
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kann nur darauf gestützt werden, dass die
Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts beruht.
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist unan-
fechtbar. Die Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten bleiben im Übrigen
unberührt.

(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9
wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 46a
Vorlage und Besichtigung

(1) Bei hinreichender Wahrscheinlichkeit einer
Rechtsverletzung kann der Rechtsinhaber oder ein
anderer Berechtigter den vermeintlichen Verletzer
auf Vorlage einer Urkunde oder Besichtigung einer
Sache in Anspruch nehmen, die sich in dessen
Verfügungsgewalt befindet, wenn dies zur
Begründung seiner Ansprüche erforderlich ist.
Besteht die hinreichende Wahrscheinlichkeit einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsver-
letzung, so erstreckt sich der Anspruch auch auf die
Vorlage von Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen.
Soweit der vermeintliche Verletzer geltend macht,
dass es sich um vertrauliche Informationen handelt,
trifft das Gericht die erforderlichen Maßnahmen, um
den im Einzelfall gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde
oder zur Duldung der Besichtigung einer Sache kann
im Wege der einstweiligen Verfügung nach den
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet
werden. Das Gericht trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher
Informationen zu gewährleisten. Dies gilt
insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners
erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 46
Abs. 8 gelten entsprechend.

(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte,
kann der vermeintliche Verletzer von demjenigen,
der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1
begehrt hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren
entstandenen Schadens verlangen.

§ 46b
Sicherung von Schadensersatzansprüchen

(1) Der Verletzte kann den Verletzer bei einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsverletzung
in den Fällen des § 42 Abs. 2 auch auf Vorlage von

Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder einen
geeigneten Zugang zu den entsprechenden
Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der
Verfügungsgewalt des Verletzers befinden und die
für die Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs
erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die
Erfüllung des Schadensersatzanspruchs fraglich ist.
Soweit der Verletzer geltend macht, dass es sich um
vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht
die erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1
bezeichneten Urkunden kann im Wege der
einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der
Zivilprozessordnung angeordnet werden, wenn der
Schadensersatzanspruch offensichtlich besteht. Das
Gericht trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den
Schutz vertraulicher Informationen zu gewährleisten.
Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die
einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des
Gegners erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie § 46
Abs. 8 gelten entsprechend.

§ 47
Urteilsbekanntmachung

Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben
worden, kann der obsiegenden Partei im Urteil die
Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu
machen, wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegt.
Art und Umfang der Bekanntmachung werden im
Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der
Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht worden
ist. Der Ausspruch nach Satz 1 ist nicht vorläufig
vollstreckbar.“

6. In § 55 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter
„Verordnung (EG) Nr. 3295/94 des Rates vom
22. Dezember 1994 über Maßnahmen zum Verbot
der Überführung nachgeahmter Waren und unerlaubt
hergestellter Vervielfältigungsstücke oder
Nachbildungen in den zollrechtlich freien Verkehr
oder in ein Nichterhebungsverfahren sowie zum
Verbot ihrer Ausfuhr und Wiederausfuhr (ABl. EG
Nr. L 341 S. 8)“ durch die Wörter „Verordnung (EG)
Nr. 1383/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das
Vorgehen der Zollbehörden gegen Waren, die im
Verdacht stehen, bestimmte Rechte geistigen
Eigentums zu verletzen, und die Maßnahmen
gegenüber Waren, die erkanntermaßen derartige
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Rechte verletzen (ABl. EU Nr. L 196 S. 7)“ ersetzt.

7. § 57 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „zwei
Jahre“ durch die Wörter „ein Jahr“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

8. Nach § 57 wird folgender § 57a eingefügt:

„§ 57a
Verfahren nach der Verordnung (EG)

Nr. 1383/2003

(1) Setzt die zuständige Zollbehörde nach Artikel 9
der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 die Überlassung
der Waren aus oder hält diese zurück, unterrichtet sie
davon unverzüglich den Rechtsinhaber sowie den
Anmelder oder den Besitzer oder den Eigentümer der
Waren.

(2) Im Fall des Absatzes 1 kann der Rechtsinhaber
beantragen, die Waren in dem nachstehend
beschriebenen vereinfachten Verfahren im Sinn des
Artikels 11 der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
vernichten zu lassen.

(3) Der Antrag muss bei der Zollbehörde innerhalb
von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
schriftlich gestellt werden. Er muss die Mitteilung
enthalten, dass die Waren, die Gegenstand des
Verfahrens sind, ein nach diesem Gesetz geschütztes
Recht verletzen. Die schriftliche Zustimmung des
Anmelders, des Besitzers oder des Eigentümers der
Waren zu ihrer Vernichtung ist beizufügen.
Abweichend von Satz 3 kann der Anmelder, der
Besitzer oder der Eigentümer die schriftliche
Erklärung, ob er einer Vernichtung zustimmt oder
nicht, unmittelbar gegenüber der Zollbehörde
abgeben. Die in Satz 1 genannte Frist kann vor
Ablauf auf Antrag des Rechtsinhabers um zehn
Arbeitstage verlängert werden.

(4) Die Zustimmung zur Vernichtung gilt als
erteilt, wenn der Anmelder, der Besitzer oder der
Eigentümer der Waren einer Vernichtung nicht
innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
widerspricht. Auf diesen Umstand ist in der
Unterrichtung nach Absatz 1 hinzuweisen.

(5) Die Vernichtung der Waren erfolgt auf Kosten
und Verantwortung des Rechtsinhabers.

(6) Die Zollstelle kann die organisatorische
Abwicklung der Vernichtung übernehmen. Absatz 5
bleibt unberührt.

(7) Die Aufbewahrungsfrist nach Artikel 11 Abs. 1
zweiter Spiegelstrich der Verordnung (EG) Nr. 1383/
2003 beträgt ein Jahr.

(8) Im Übrigen gelten die §§ 55 bis 57
entsprechend, soweit nicht die Verordnung (EG)
Nr. 1383/2003 Bestimmungen enthält, die dem
entgegenstehen.“

Artikel 8

Änderung des Sortenschutzgesetzes

Das Sortenschutzgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I
S. 3164), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird
wie folgt geändert:

1. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Wer ohne Zustimmung des Sortenschutz-
inhabers

1. mit Material, das einem Sortenschutz
unterliegt, eine der in § 10 Abs. 1
bezeichneten Handlungen vornimmt oder

2. die Sortenbezeichnung einer geschützten Sorte
oder eine mit ihr verwechselbare Bezeichnung
für eine andere Sorte derselben oder einer
verwandten Art verwendet,

kann von dem Verletzten auf Beseitigung der
Beeinträchtigung und bei Wiederholungsgefahr
auf Unterlassung in Anspruch genommen werden.
Der Anspruch besteht auch dann, wenn eine
Zuwiderhandlung erstmalig droht.

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig handelt, ist
dem Verletzten zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens verpflichtet. Bei der
Bemessung des Schadensersatzes kann auch der
Gewinn, den der Verletzer durch die Verletzung
des Rechts erzielt hat, berücksichtigt werden. Der
Schadensersatzanspruch kann auch auf der
Grundlage des Betrages berechnet werden, den
der Verletzer als angemessene Vergütung hätte
entrichten müssen, wenn er die Erlaubnis zur
Nutzung der Sorte eingeholt hätte.“

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

2. Die §§ 37a und 37b werden durch die folgenden
§§ 37a bis 37e ersetzt:

„§ 37a
Anspruch auf Vernichtung und Rückruf

(1) Der Verletzte kann den Verletzer in den Fällen

Drucksache 279/08



– 22 –

des § 37 Abs. 1 auf Vernichtung des im Besitz oder
Eigentum des Verletzers befindlichen Materials, das
Gegenstand der Verletzungshandlung ist, in
Anspruch nehmen. Satz 1 ist entsprechend auf die im
Eigentum des Verletzers stehenden Vorrichtungen
anzuwenden, die vorwiegend zur Herstellung dieses
Materials gedient haben.

(2) Der Verletzte kann den Verletzer in den Fällen
des § 37 Abs. 1 auf Rückruf rechtswidrig
hergestellten, verbreiteten oder zur rechtswidrigen
Verbreitung bestimmten Materials oder auf dessen
endgültiges Entfernen aus den Vertriebswegen in
Anspruch nehmen.

(3) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Maßnahme im Einzelfall
unverhältnismäßig ist. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit sind auch die berechtigten
Interessen Dritter zu berücksichtigen.

§ 37b
Anspruch auf Auskunft

(1) Der Verletzte kann den Verletzer in den Fällen
des § 37 Abs. 1 auf unverzügliche Auskunft über die
Herkunft und den Vertriebsweg des
rechtsverletzenden Materials in Anspruch nehmen.

(2) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
oder in Fällen, in denen der Verletzte gegen den
Verletzer Klage erhoben hat, besteht der Anspruch
unbeschadet von Absatz 1 auch gegen eine Person,
die in gewerblichem Ausmaß

1. rechtsverletzendes Material in ihrem Besitz hatte,

2. rechtsverletzende Dienstleistungen in Anspruch
nahm,

3. für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte
Dienstleistungen erbrachte oder

4. nach den Angaben einer in Nummer 1, 2 oder
Nummer 3 genannten Person an der Herstellung,
Erzeugung oder am Vertrieb solchen Materials
beteiligt war,

es sei denn, die Person wäre nach den §§ 383 bis 385
der Zivilprozessordnung im Prozess gegen den
Verletzer zur Zeugnisverweigerung berechtigt. Im
Fall der gerichtlichen Geltendmachung des
Anspruchs nach Satz 1 kann das Gericht den gegen
den Verletzer anhängigen Rechtsstreit auf Antrag bis
zur Erledigung des wegen des Auskunftsanspruchs
geführten Rechtsstreits aussetzen. Der zur Auskunft
Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz der
für die Auskunftserteilung erforderlichen
Aufwendungen verlangen.

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete hat Angaben zu

machen über

1. Namen und Anschrift der Erzeuger, Lieferanten
und anderer Vorbesitzer des Materials oder
Dienstleistungen sowie der gewerblichen
Abnehmer und Verkaufsstellen, für die sie
bestimmt waren, und

2. die Menge des hergestellten, ausgelieferten,
erhaltenen oder bestellten Materials sowie über
die Preise, die für das betreffende Material oder
die betreffenden Dienstleistungen bezahlt wurden.

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 sind
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(5) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die
Auskunft vorsätzlich oder grob fahrlässig falsch oder
unvollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(6) Wer eine wahre Auskunft erteilt hat, ohne dazu
nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet gewesen zu
sein, haftet Dritten gegenüber nur, wenn er wusste,
dass er zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet war.

(7) In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung
kann die Verpflichtung zur Erteilung der Auskunft im
Wege der einstweiligen Verfügung nach den §§ 935
bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet werden.

(8) Die Erkenntnisse dürfen in einem
Strafverfahren oder in einem Verfahren nach dem
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wegen einer vor
der Erteilung der Auskunft begangenen Tat gegen
den Verpflichteten oder gegen einen in § 52 Abs. 1
der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen
nur mit Zustimmung des Verpflichteten verwertet
werden.

(9) Kann die Auskunft nur unter Verwendung von
Verkehrsdaten (§ 3 Nr. 30 des Telekommunikations-
gesetzes) erteilt werden, ist für ihre Erteilung eine
vorherige richterliche Anordnung über die
Zulässigkeit der Verwendung der Verkehrsdaten
erforderlich, die von dem Verletzten zu beantragen
ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist das
Landgericht, in dessen Bezirk der zur Auskunft
Verpflichtete seinen Wohnsitz, seinen Sitz oder eine
Niederlassung hat, ohne Rücksicht auf den Streitwert
ausschließlich zuständig. Die Entscheidung trifft die
Zivilkammer. Für das Verfahren gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 28
Abs. 2 und 3 entsprechend. Die Kosten der richter-
lichen Anordnung trägt der Verletzte. Gegen die
Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige
Beschwerde zum Oberlandesgericht statthaft. Sie
kann nur darauf gestützt werden, dass die
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Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts beruht.
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist
unanfechtbar. Die Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten bleiben im Übrigen
unberührt.

(10) Durch Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 9
wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 37c
Vorlage- und Besichtigungsansprüche

(1) Bei hinreichender Wahrscheinlichkeit einer
Rechtsverletzung im Sinn von § 37 Abs. 1 kann der
Rechtsinhaber oder ein anderer Berechtigter den
vermeintlichen Verletzer auf Vorlage einer Urkunde
oder Besichtigung einer Sache in Anspruch nehmen,
die sich in dessen Verfügungsgewalt befindet, wenn
dies zur Begründung seiner Ansprüche erforderlich
ist. In Fällen einer in gewerblichem Ausmaß
begangenen Rechtsverletzung erstreckt sich der
Anspruch auch auf die Vorlage von Bank-, Finanz-
oder Handelsunterlagen. Soweit der vermeintliche
Verletzer geltend macht, dass es sich um vertrauliche
Informationen handelt, trifft das Gericht die
erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 ist
ausgeschlossen, wenn die Inanspruchnahme im
Einzelfall unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage einer Urkunde
oder zur Duldung der Besichtigung einer Sache kann
im Wege der einstweiligen Verfügung nach den
§§ 935 bis 945 der Zivilprozessordnung angeordnet
werden. Das Gericht trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um den Schutz vertraulicher
Informationen zu gewährleisten. Dies gilt
insbesondere in den Fällen, in denen die einstweilige
Verfügung ohne vorherige Anhörung des Gegners
erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 37b Abs. 8 gelten entsprechend.

(5) Wenn keine Verletzung vorlag oder drohte,
kann der vermeintliche Verletzer von demjenigen,
der die Vorlage oder Besichtigung nach Absatz 1
begehrt hat, den Ersatz des ihm durch das Begehren
entstandenen Schadens verlangen.

§ 37d
Sicherung von Schadensersatzansprüchen

(1) Der Verletzte kann den Verletzer bei einer in
gewerblichem Ausmaß begangenen Rechtsverletzung
in den Fällen des § 37 Abs. 2 auch auf Vorlage von
Bank-, Finanz- oder Handelsunterlagen oder einen

geeigneten Zugang zu den entsprechenden
Unterlagen in Anspruch nehmen, die sich in der
Verfügungsgewalt des Verletzers befinden und die
für die Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs
erforderlich sind, wenn ohne die Vorlage die
Erfüllung des Schadensersatzanspruchs fraglich ist.
Soweit der Verletzer geltend macht, dass es sich um
vertrauliche Informationen handelt, trifft das Gericht
die erforderlichen Maßnahmen, um den im Einzelfall
gebotenen Schutz zu gewährleisten.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 Satz 1 ist ausge-
schlossen, wenn die Inanspruchnahme im Einzelfall
unverhältnismäßig ist.

(3) Die Verpflichtung zur Vorlage der in Absatz 1
bezeichneten Urkunden kann im Wege der
einstweiligen Verfügung nach den §§ 935 bis 945 der
Zivilprozessordnung angeordnet werden, wenn der
Schadensersatzanspruch offensichtlich besteht. Das
Gericht trifft die erforderlichen Maßnahmen, um den
Schutz vertraulicher Informationen zu gewährleisten.
Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen die
einstweilige Verfügung ohne vorherige Anhörung des
Gegners erlassen wird.

(4) § 811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie
§ 37b Abs. 8 gelten entsprechend.

§ 37e
Urteilsbekanntmachung

Ist eine Klage auf Grund dieses Gesetzes erhoben
worden, kann der obsiegenden Partei im Urteil die
Befugnis zugesprochen werden, das Urteil auf Kosten
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu
machen, wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegt.
Art und Umfang der Bekanntmachung werden im
Urteil bestimmt. Die Befugnis erlischt, wenn von ihr
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der
Rechtskraft des Urteils Gebrauch gemacht worden
ist. Der Ausspruch nach Satz 1 ist nicht vorläufig
vollstreckbar.“

3. Der bisherige § 37c wird § 37 f.

4. Nach § 37f wird folgender § 37g eingefügt:

„§ 37g
Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften

Ansprüche aus anderen gesetzlichen Vorschriften
bleiben unberührt.“

5. § 40a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „unter-
liegt“ die Wörter „, soweit nicht die Verordnung
(EG) Nr. 1383/2003 des Rates vom 22. Juli 2003
über das Vorgehen der Zollbehörden gegen
Waren, die im Verdacht stehen, bestimmte Rechte
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geistigen Eigentums zu verletzen, und die
Maßnahmen gegenüber Waren, die erkannter-
maßen derartige Rechte verletzen (ABl. EU Nr. L
196 S. 7), in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden ist,“ eingefügt.

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „zwei
Jahre“ durch die Wörter „ein Jahr“ ersetzt.

6. Nach § 40a wird folgender § 40b eingefügt:

„§ 40b
Verfahren nach der Verordnung (EG)

Nr. 1383/2003

(1) Setzt die zuständige Zollbehörde nach Artikel 9
der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 die Überlassung
der Waren aus oder hält diese zurück, unterrichtet sie
davon unverzüglich den Rechtsinhaber sowie den
Anmelder oder den Besitzer oder den Eigentümer der
Waren.

(2) Im Fall des Absatzes 1 kann der Rechtsinhaber
beantragen, die Waren in dem nachstehend
beschriebenen vereinfachten Verfahren im Sinn des
Artikels 11 der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
vernichten zu lassen.

(3) Der Antrag muss bei der Zollbehörde innerhalb
von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
schriftlich gestellt werden. Er muss die Mitteilung
enthalten, dass die Waren, die Gegenstand des
Verfahrens sind, ein nach diesem Gesetz geschütztes
Recht verletzen. Die schriftliche Zustimmung des
Anmelders, des Besitzers oder des Eigentümers der
Waren zu ihrer Vernichtung ist beizufügen.
Abweichend von Satz 3 kann der Anmelder, der
Besitzer oder der Eigentümer die schriftliche
Erklärung, ob er einer Vernichtung zustimmt oder
nicht, unmittelbar gegenüber der Zollbehörde
abgeben. Die in Satz 1 genannte Frist kann vor
Ablauf auf Antrag des Rechtsinhabers um zehn
Arbeitstage verlängert werden.

(4) Die Zustimmung zur Vernichtung gilt als
erteilt, wenn der Anmelder, der Besitzer oder der
Eigentümer der Waren einer Vernichtung nicht
innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Fall leicht
verderblicher Waren innerhalb von drei Arbeitstagen
nach Zugang der Unterrichtung nach Absatz 1
widerspricht. Auf diesen Umstand ist in der
Unterrichtung nach Absatz 1 hinzuweisen.

(5) Die Vernichtung der Waren erfolgt auf Kosten
und Verantwortung des Rechtsinhabers.

(6) Die Zollstelle kann die organisatorische
Abwicklung der Vernichtung übernehmen. Absatz 5

bleibt unberührt.

(7) Die Aufbewahrungsfrist nach Artikel 11 Abs. 1
zweiter Spiegelstrich der Verordnung (EG) Nr. 1383/
2003 beträgt ein Jahr.

(8) Im Übrigen gilt § 40a entsprechend, soweit
nicht die Verordnung (EG) Nr. 1383/2003
Bestimmungen enthält, die dem entgegenstehen.“

Artikel 8a

Änderung des Gesetzes über internationale
Patentübereinkommen

Das Gesetz über internationale Patentübereinkommen
vom 21. Juni 1976 (BGBl. 1976 II S. 649), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. August 2007
(BGBl. I S. 2166) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. Artikel II § 3 wird aufgehoben.

2. Dem Artikel XI wird folgender § 4 angefügt:

„§ 4

Für europäische Patente, für die der Hinweis auf
die Erteilung vor dem 1. Mai 2008 im Europäischen
Patentblatt veröffentlicht worden ist, bleiben Artikel
II § 3 dieses Gesetzes, § 2 Abs. 1 des Patent-
kostengesetzes vom 13. Dezember 2001 (BGBl. I
S. 3656), die Verordnung über die Übertragung der
Ermächtigung nach Artikel II § 3 Abs. 6 des
Gesetzes über internationale Patentübereinkommen
vom 1. Juni 1992 (BGBl. 1992 II S. 375) und die
Verordnung über die Übersetzungen europäischer
Patentschriften vom 2. Juni 1992 (BGBl. 1992 II
S. 395) jeweils in den Fassungen anwendbar, die im
Zeitpunkt der Veröffentlichung des Hinweises
gegolten haben.“

Artikel 8b

Folgeänderungen aus Anlass der Änderungen des
Gesetzes über internationale

Patentübereinkommen

1. In Teil A Abschnitt I Unterabschnitt 3 des Gebühren-
verzeichnisses zu § 2 Abs. 1 des Patentkosten-
gesetzes vom 13. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3656),
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
24. August 2007 (BGBl I S. 2166) geändert worden
ist, wird die Nummer 313 820 gestrichen.

2. Die Verordnung über die Übertragung der
Ermächtigung nach Artikel II § 3 Abs. 6 des
Gesetzes über internationale Patentübereinkommen
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vom 1. Juni 1992 (BGBl. 1992 II S. 375) wird
aufgehoben.

3. Die Verordnung über die Übersetzungen
europäischer Patentschriften vom 2. Juni 1992
(BGBl. 1992 II S. 395) wird aufgehoben.

4. Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
internationale Patentübereinkommen vom
10. Dezember 2003 (BGBl. I, S. 2470) wird
aufgehoben.

Artikel 9

Bekanntmachungserlaubnis

Das Bundesministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz kann den
Wortlaut des Sortenschutzgesetzes in der vom

Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im
Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 10

Inkrafttreten

Die Artikel 8a und 8b dieses Gesetzes treten am
1. Mai 2008 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am
… [einsetzen: erster Tag des zweiten auf die
Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft.


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